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§ 39

E in l a g en d e r An t e i l s e i g n e r und Sonde r a u swe i s

idF des KStG v. 15. 10. 2002 (BGBl. I, 4144; BStBl. I, 1169)

(1) Ein sich nach § 36 Abs. 7 ergebender positiver Endbetrag des Teilbe-
trags im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 4 des K[rperschaftsteuergesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817),
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I
S. 1034) ge\ndert worden ist, wird als Anfangsbestand des steuerlichen
Einlagekontos im Sinne des § 27 erfasst.
(2) Der nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der Fassung des Artikels 4 des Ge-
setzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) zuletzt festgestellte Betrag wird
als Anfangsbestand in die Feststellung nach § 28 Abs. 1 Satz 2 einbezo-
gen.
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Allgemeine Erl\uterung zu § 39

I. ]berblick zu § 39

Schrifttum: Seifert, Zum Gesetz der Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrecht,
StuB 2001, 1120; Voss/Unbescheid, Kein Doppelausweis bei Kapitalerh`hungen/Keine
Anpassung der Rdcklagen und kein bbergang des Sonderausweises in Umwandlungsfal-
len, FR 2002, 507.

Die durch das StSenkG v. 23. 10. 2000 (BGBl. I, 1433; BStBl. I, 1428) neuge-
schaffene Vorschrift des § 39 geh`rt zu den Sonderregelungen des Sechsten
Teils des KStG, die den bbergang des kstl. Anrechnungsverfahren zum Halbein-
kdnfteverfahren regeln. In § 39 wird die weitere Behandlung des EK 04 (Einla-
gen der Anteilseigner) und des aus der Umwandlung von Rdcklagen gebildeten
Nennkapitals im bbergangszeitraum geregelt. Der EK 04-Altbestand wird nach
Abs. 1 zum Anfangsbestand des stl. Einlagekontos iSv. § 27 und der Altbestand
des Nennkapitals, das aus Gewinnrdcklagen im Rahmen einer Kapitalerh`hung
aus Gesellschaftsmitteln gebildet wurde, wird nach Abs. 2 zum Anfangsbestand
des Sonderausweises nach § 28 Abs. 1 Satz 3. Die jeweilige Zuordnung erfolgt
dauerhaft, obwohl § 39 Bestandteil der nur zeitlich befristet geltenden Sonder-
vorschriften fdr den bbergang von Anrechnungs- zum Halbeinkdnfteverfahren
ist. Bei systematischer Betrachtung ist § 39 daher eine Erganzungsregelung zu
§§ 27, 28.

II. Rechtsentwicklung und zeitlicher
Anwendungsbereich des § 39

StSenkG v. 23. 10. 2000 (BGBl. I, 1433; BStBl. I; 1428): § 39 wurde v`llig neu
gefaßt. Der frdhere § 39 (Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals nach
bbertragung von Anteilen) wurde bereits durch fndG v. 20. 8. 1980 (BGBl. I,
1545; BStBl. I, 589) aufgehoben.
UntStFG v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3858; BStBl. I 2002, 35): Durch das
UntStFG wurde in § 39 ein zweiter Absatz eingefdgt, der regelt, daß ein vor
dem Systemwechsel gebildeter Sonderausweis iSv. § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG 1999
als Anfangsbestand in die gesonderte Feststellung des § 28 Abs. 1 Satz 3 dber-
nommen wird. Dardber hinaus wurde die bberschrift zu § 39 entsprechend er-
weitert (Einlagen der Anteilseigner und Sonderausweis).
Zeitlicher Anwendungsbereich: Fdr die Anwendung des § 39 besteht keine
spezielle Anwendungsvorschrift. § 39 findet gem. § 34 Abs. 1 bei kalenderjahr-
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gleichem Wj. erstmals im VZ 2001 Anwendung. Soweit die K`rperschaft ein
vom Kj. abweichendes Wj. hat, ist § 39 nach § 34 Abs. 2 erstmals im VZ 2002,
wenn das erste im VZ 2001 endende Wj. vor dem 1.1. 2001 beginnt, anwendbar.

III. Bedeutung des § 39

1. Bedeutung des Abs. 1
Behandlung des EK 04 nach altem Recht: Nach altem Recht wurde EK 04
in der Eigenkapitalgliederung fdr Einlagen der Gesellschafter, die das Eigenka-
pital erh`ht haben, gebildet (§ 30 Abs. 2 Nr. 4 KStG aF). Soweit diese Betrage
nach der Verwendungsfiktion des § 28 KStG aF an die Gesellschafter als ausge-
schdttet galten, waren sie nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG aF bei den Gesell-
schaftern nicht stpfl. Die K`rperschaft hatte im Gegenzug keine Ausschdttungs-
belastung herzustellen (§ 40 Nr. 2 KStG aF). Soweit die Gesellschafter die
Beteiligung im BV oder im PV als wesentliche Beteiligung hielten, fdhrten die
Einlagen in das Eigenkapital zu nachtraglichen AK auf die Beteiligung. Aus-
schdttungen aus dem EK 04 hatten zur Folge, daß sich die AK der Beteiligung
verringerten.
Behandlung des EK 04 nach neuem Recht: Die stl. Beurteilung von Einla-
gen der Gesellschafter in das Eigenkapital und deren Ausschdttung, soweit das
stl. Einlagekonto nach der Verwendungsreihenfolge des § 27 Abs. 1 als verwen-
det gilt, soll sich nach Abschaffung des kstl. Vollanrechnungsverfahrens nicht
andern. Nach Wegfall der Eigenkapitalgliederung werden die Einlagen der Ge-
sellschafter daher auf dem stl. Einlagekonto iSv. § 27 erfaßt. § 39 bestimmt, daß
das in der letzten Eigenkapitalgliederung nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 KStG aF geson-
dert festgestellte EK 04 als Anfangsbestand des stl. Einlagekontos fortgefdhrt
wird. EK 04 und das stl. Einlagekonto iSd. § 27 erfdllen daher identische Funk-
tionen.

2. Bedeutung des Abs. 2
Einf_hrung des Abs. 2 durch das UntStFG: In der Gesetzesfassung durch
das StSenkG fehlte eine Abs. 2 entsprechende Regelung, wonach ein vor dem
Systemwechsel gebildeter Sonderausweis iSd. § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG aF nach
dem Systemwechsel als Anfangsbestand in die gesonderte Feststellung des § 28
Abs. 1 Satz 3 idF des StSenkG v. 23. 10. 2000 einzubeziehen ist (§ 28 Anm. R 1;
Schumacher in Schaumburg/R<dder, Unternehmensteuerreform 2001, 600;
D<tsch in D<tsch/Eversberg/Jost/Witt, § 28 Rn. 10). Durch Abs. 2 wird ver-
fahrensrechtlich sichergestellt, daß der unter dem System des Anrechnungsver-
fahrens gebildete Betrag des Nennkapitals, der durch Rdcklagen aus dem Ge-
winn im Rahmen einer Kapitalerh`hung aus Gesellschaftsmitteln gebildet
wurde, als Anfangsbestand des Sonderausweises iSv. § 28 Abs. 1 Satz 3 fortge-
fdhrt wird. Ohne diese Regelung ware es denkbar, daß die vor dem Systemwech-
sel gebildeten Rdcklagen nicht mit in den Sonderausweis iSv. § 28 Abs. 1 Satz 3
einbezogen werden und als gezeichnetes Kapital gelten. Dann k`nnte zB im
Rahmen einer Kapitalherabsetzung aus einer stpfl. Gewinnausschdttung iSv.
§ 20 Abs. 1 Nr. 2 EStG eine stfreie Einlagerdckgewahr werden.
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IV. Geltungsbereich des § 39

Sachlicher Geltungsbereich: § 39 ist eine auf den bbergang vom kstl. Anrech-
nungsverfahren zum Halbeinkdnfteverfahren zugeschnittene Norm. In ihr wird
geregelt, daß die Endbestande des EK 04 und des Sonderausweises nach § 47
Abs. 1 Nr. 2 KStG aF als Anfangsbestande fdr das stl. Einlagekonto nach § 27
und des Sonderausweises nach § 28 Abs. 1 Satz 3 auch nach dem Systemwechsel
fortgefdhrt werden.
Pers[nlicher Geltungsbereich: Der pers`nliche Geltungsbereich des § 39
wird nicht ausdrdcklich bestimmt. § 39 ist jedoch auf Gesellschaften anwendbar,
die nach dem alten KStRecht verpflichtet waren, ihr Eigenkapital nach § 47
KStG aF zu gliedern. Im einzelnen s. § 38 Anm. 4; BMF v. 4. 6. 2003, FR 2003,
682 Tz. 2. Beschrankt stpfl. K`rperschaften haben kein Einlagekonto zu fdhren.

V. Verh\ltnis des § 39 zu anderen Vorschriften

Verh\ltnis zu § 27: Nach dem bbergang vom Anrechnungsverfahren zum Halb-
einkdnfteverfahren wurde sichergestellt, daß die Einlagen der Gesellschafter
(ehemaliges EK 04) weiterhin festgehalten werden. Die Ermittlung, Fortschrei-
bung und gesonderte Feststellung ist in § 27 geregelt. Abs. 1 bestimmt, von wel-
chem Anfangsbestand im Rahmen der erstmaligen gesonderten Feststellung des
stl. Einlagekontos nach dem Systemwechsel auszugehen ist.
Verh\ltnis zu § 28: Falls im System des Anrechnungsverfahrens Nennkapital
gebildet wurde, welches im Rahmen einer Kapitalerh`hung aus Gesellschafts-
mitteln unter Verwendung von Gewinnrdcklagen entstanden ist, wurden diese
nach § 29 Abs. 3 aF ermittelt und nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 aF fortgefdhrt und ge-
sondert festgestellt. Nach dem Systemwechsel werden diese Betrage nach § 28
Abs. 1 Satz 3 ermittelt und gesondert festgestellt. Damit das unter dem Regime
des Anrechnungsverfahrens festgestellte Nennkapital aus Gewinnrdcklagen ver-
fahrensrechtlich nicht untergeht, bestimmt Abs. 2, daß der letztmals festgestellte
Betrag nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 aF als Anfangsbestand des Sonderausweises nach
§ 28 Abs. 1 Satz 3 gilt.

Einstweilen frei.

Erl\uterungen zu Abs. 1:
Einlagen der Anteilseigner

I. Zeitpunkt und Ermittlung des EK 04-Bestands

Abs. 1 erstreckt sich nach seinem Wortlaut auf den Teilbetrag iSd. § 30 Abs. 2
Nr. 4 KStG aF. Als Ausgangsgr`ße zur Ermittlung des stl. Einlagekontos wird
folglich auf das EK 04 in der letzten Eigenkapitalgliederung iSv. § 47 Abs. 1
Nr. 1 KStG aF auf den 31. 12. 2000 bzw. auf den Schluß des abweichenden Wj.
in 2001 Bezug genommen (§ 36 Abs. 1). Anschließend erfolgt unter Berdcksich-
tigung ordentlicher Gewinnausschdttungen und der Umgliederungsmaßnahmen
des § 36 Abs. 2–6 eine gesonderte Feststellung des EK 04 (§ 36 Abs. 7), eben-
falls auf den 31. 12. 2000 bzw. auf den Schluß des abweichenden Wj. in 2001.
Eine Verringerung des nach § 36 Abs. 1 festgestellten EK 04 kann nur durch of-
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fene Gewinnausschdttungen in 2001 fdr ein abgelaufenes Wj. oder durch andere
Ausschdttungen in 2000 erfolgen, soweit EK 04 durch diese Ausschdttungen als
verwendet gilt. Durch die Umgliederungsmaßnahmen des § 36 Abs. 3–6 bleibt
das EK 04 unberdhrt. Der sich nach § 36 Abs. 7 ergebende positive EK 04-Teil-
betrag wird anschließend als Anfangsbestand des stl. Einlagekontos erfaßt.

II. Positiver Endbetrag des Teilbetrags iSd. § 30 Abs. 2 Nr. 4 KStG aF

Nur ein festgestellter positiver EK 04-Teilbetrag iSv. § 36 Abs. 7 wird als An-
fangsbestand des stl. Einlagekontos iSd. § 27 erfaßt. Ein negativer Endbetrag
wird dem nicht mehr gesondert festgestellten neutralen Verm`gen (EK 30, EK
01, EK 03, negatives EK 45, negatives EK 02 und Gewinne nach dem System-
wechsel) zugewiesen.

III. Stand des Steuerbilanzeigenkapitals f_r
EK 04-Teilbetrag unmaßgeblich

Auch wenn das Steuerbilanzeigenkapital negativ ist, jedoch ein positiver EK 04-
Teilbetrag festgestellt wurde, wird der positive Teilbetrag des EK 04 als An-
fangsbestand des stl. Einlagekontos iSv. § 27 angesetzt. Dies verdeutlicht: Ein
Negativbestand EK 02, der KStMinderungspotential vernichtet, kann nicht
durch eine Gesellschaftereinlage beseitigt werden (s. auch Frotscher, BB 2000,
2280).

Beispiel: Die FO-GmbH mit kalenderjahrgleichem Wj. weist zum 31. 12. 2000 folgen-
des verwendbares Eigenkapital aus:

EK 02 EK 04 Summe
–150000 E 100000 E –50000 E

Sowohl in der Handels- als auch in der Steuerbilanz wird eine Kapitalrdcklage von
100000 E und ein Verlustvortrag von 150000 E ausgewiesen.
L-sung: In der Summe ist negatives verwendbares Eigenkapital vorhanden. Dennoch
betragt der Anfangsbestand des stl. Einlagekontos iSv. § 27 100000 E. Das negative
EK 02 geht mangels Verrechnungsm`glichkeit mit anderem positiven vEK in dem
nicht mehr festgestellten neutralen Verm`gen unter (glA Schumacher in Schaumburg/
R<dder, Unternehmensteuerreform 2001, 673).

Einstweilen frei.

Erl\uterungen zu Abs. 2:
Anfangsbestand f_r die Feststellung nach § 28 Abs. 1 Satz 3

I. Zuletzt festgestellter Betrag iSv. § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG aF

Der Betrag iSv. § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG aF wird zuletzt zum 31. 12. 2000 bzw.
mit Ablauf des abweichenden Wj. 2000/2001 festgestellt.
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II. Einbezug in die Feststellung nach § 28 Abs. 1 Satz 3

Das letztmalig festgestellte Nennkapital, das aus Gewinnrdcklagen im Rahmen
einer Kapitalerh`hung aus Gesellschaftsmitteln unter dem Regime des Anrech-
nungsverfahrens gebildet wurde, wird in die gesonderte Feststellung des Sonder-
ausweises iSv. § 28 Abs. 1 Satz 3 einbezogen (BMF v. 4. 6. 2003, FR 2003, 682
Tz. 34). Der Sonderausweis ist die Summe der Betrage, die dem Nennkapital
durch Umwandlung von Rdcklagen mit Ausnahme von aus Einlagen der An-
teilseigner stammenden Betragen zugefdhrt worden sind.
Da nach § 28 Abs. 1 Satz 4 zur Ermittlung des Sonderausweises auf den Schluß
eines jeden Wj. eine gesonderte Feststellung iSv. § 27 Abs. 2 vorzunehmen ist,
ist der Anfangsbestand der Feststellung im ersten Wj. nach dem Systemwechsel
nicht 0, sondern nach Abs. 2 der zuletzt festgestellte Betrag des § 47 Abs. 1
Nr. 2 KStG aF.

KStG § 39 Anm. 21 Einlagen der Anteilseigner und Sonderausweis
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